
Beschluss:                                         
 
Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) fordert die Stadtverwaltung auf, ihren 
Handlungsspielraum gemäß § 34 Abs. 1 Meldegesetz Sachsen-Anhalt (MG LSA) 
dahingehend auszunutzen, dass zukünftig bei Wahlen keiner Partei, Wählergruppe oder 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen eine Gruppenauskunft aus dem Melderegister 
erteilt wird.  
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